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Geſetz-Sammlung 
für die 5 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


Inhalt: Kirchengeſetz wegen Abänderung des Kirchengeſetzes vom 22. Dezember 1870, betreffend die 
Wahlen der Pfarrer in der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover, S. 138. — 
Kirchengeſetz, betreffend Ruhegehaltsordnung für die Geiſtlichen der evangeliſch-lutheriſchen 
Kirche der Provinz Hannover, S. 136. — Kirchengeſetz, betreffend die Vertretung der evangeliſch— 
lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover und der Bezirks-Synodalverbände der evangeliſch— 
lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover in vermögensrechtlichen Angelegenheiten, S. 143. — Geſetz, 
betreffend die Vertretung der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover und der Bezirks— 


Synodalverbände der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover in vermögensrechtlichen“ 
Angelegenheiten, S. 145. — Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch 


die Regierungs-Amtsblätter publizirten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden de., S. 146. 


(Fr. 10189.) Kirchengeſetz wegen Abänderung des Kirchengeſetzes vom 22. Dezember 1870, 
betreffend die Wahlen der Pfarrer in der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der 
Provinz Hannover. Vom 7. Mai 1900. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen in Abänderung des Kirchengeſetzes vom 22. Dezember 1870 (eſetz— 
Samml. 1871 S. 1), betreffend die Wahlen der Pfarrer in der evangeliſch⸗lutheriſchen 
Kirche der Provinz Hannover, mit Zuſtimmung der Landesſynode, was folgt: 


Einziger Artikel. 

Der zweite Abſatz des §. 17 des vorbezeichneten Kirchengeſetzes erhält fol— 
genden Zuſatz: 

Jedoch hat bei allen neu gegründeten Stellen die erſte Beſetzung immer 
durch die Kirchenregierung zu erfolgen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. N 

Gegeben Berlin im Schloß, den 7. Mai 1900. 


(L. S.) Wilhelm. 
Studt. 
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Ausgegeben zu Berlin den 12. Juni 1900. 
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(Fr. 10190.) Kirchengeſetz, betreffend Nuhegehalts-Ordnung für die Geiſtlichen der evangeliſch— | 
lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover. Vom 15. Mai 1900. 


8 Re ı f . 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen für die evangeliſch-lutheriſche Kirche der Provinz Hannover mit Zu⸗ 
ſtimmung der Landesſynode, was folgt: 


SH 

Jeder in einer dauernd errichteten Superintendentur Pfarr- oder ſtändigen 
Pfarrgehülfenſtelle der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover feſt— 
angeftellte Geiſtliche erhält, wenn er in Folge eines körperlichen Gebrechens oder 
wegen Schwäche ſeiner körperlichen oder geiſtigen Kräfte zu der Erfüllung ſeiner 
Amtspflichten dauernd unfähig und deshalb von der zuſtändigen Kirchenbehörde 
in den Ruheſtand verſetzt iſt, ein lebenslängliches Ruhegehalt aus der Ruhe⸗ 
gehaltskaſſe der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover (F. 13 ff.). 

Wenn ein Geiſtlicher, gegen welchen das förmliche Disziplinarverfahren ein 
geleitet worden iſt, gemäß F. 44 des Kirchengeſetzes, betreffend die Dienſtvergehen 
der im Dienſte der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover An⸗ 
geftellten, vom 24. April 1894 aus dem Kirchendienſte ausſcheidet, oder wenn 
ein Geiſtlicher zwar außerhalb eines förmlichen Disziplinarverfahrens, aber lediglich 
aus disziplinariſchen Gründen entlaſſen wird, ſo kann demſelben bei vorhandener 
Bedürftigkeit ein Ruhegehalt entweder auf beſtimmte Zeit oder auf Lebenszeit be⸗ 
willigt werden. 

Bei Geiſtlichen, welche das 70. Lebensjahr vollendet haben, iſt eingetretene 
Dienſtunfähigkeit nicht Vorbedingung des Anſpruchs auf Ruhegehalt. 


2 


In Fällen, wo das kirchliche Intereſſe es wünſchenswerth erſcheinen läßt, 
iſt das Landeskonſiſtorium ermächtigt, in Folge beſonderen Antrags die Be⸗ 
ſtimmungen des $. 1 dieſes Geſetzes auch zur Anwendung zu bringen auf ordinirte 
Geiſtliche der innerhalb der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover im 
Dienſte der inneren oder äußeren Miſſion ſtehenden und mit Rechtsfähigkeit verſehenen 
Anſtalten und Vereine ſowie auf diejenigen Geiſtlichen, welche unter Beſtätigung 
beziehungsweiſe durch Ernennung ſeitens des Landeskonſiſtoriums bei einer der 
evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover angeſchloſſenen evangeliſch⸗ 
lutheriſchen Gemeinde außerhalb Deutſchlands angeſtellt ſind. Die Geiſtlichen, 
Anſtalten und Vereine beziehungsweiſe Gemeinden haben dabei die aus den Vor⸗ 
ſchriften dieſes Geſetzes ſich ergebenden Verpflichtungen gegen die Ruhegehaltskaſſe zu 
übernehmen und die Verſetzung in den Ruheſtand von der Zuſtimmung des Landes- 
konſiſtoriums abhängig zu machen. Die Erfüllung der übernommenen Ver⸗ 
pflichtungen bildet die rechtliche Voraussetzung der Gewährung des Ruhegehalts. 

Mit der in den beiden letzten Sätzen des vorſtehenden Abſatzes enthaltenen 
Maßgabe findet der §. 1 auch auf die bei Predigerſeminaren und ähnlichen An⸗ 
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ftalten innerhalb der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover an⸗ 
geſtellten Geiſtlichen nach Beſtimmung des Landeskonſiſtoriums Anwendung. 


$. 3. 
Iſt ein Geiſtlicher noch fähig, einen weſentlichen Theil ſeines Dienſtes zu 
verſehen, ſo kann ſtatt der Verſetzung in den Ruheſtand die Beiordnung eines 
Pfarrgehülfen Gollaborators) erfolgen. 


§. 4. 

Das Ruhegehalt beträgt, wenn die Verſetzung in den Ruheſtand vor 
vollendetem zehnten Dienſtjahre eintritt, 1000 Mark. Jedoch kann eine Erhöhung 
des Ruhegehalts bei vorhandener Bedürftigkeit bis zum Jahresbetrage von 
1800 Mark durch Beſchluß des Landeskonſiſtoriums mit Zuſtimmung des ſtändigen 
Ausſchuſſes der Landesſynode bewilligt werden. 

Wenn die Verſetzung in den Ruheſtand nach dem vollendeten zehnten 
Dienſtjahre eintritt, jo beträgt das Ruhegehalt ¼ und ſteigt von da ab mit 
jedem weiter zurückgelegten Dienſtjahre um % bis zum Höchſtbetrage von 00 
des im F. 7 bezeichneten Dienſteinkommens. Das Ruhegehalt ſoll in dieſen 
Fällen nicht unter 1800 Mark und nicht über 5000 Mark betragen. 

In dem Falle des F. 1 Abſ. 2 darf die Bewilligung die Hälfte der Sätze 
des §. 4 Abſ. 1 und 2 und den Betrag von 1800 Mark nicht überſteigen. 

Ueberſteigt das geſetzliche Ruhegehalt das anrechnungsfähige Dienſteinkommen 
($. 7), fo wird nur der Betrag des letzteren als Ruhegehalt gewährt. 

Bei jedem Ruhegehalte werden überſchießende Marktheile auf volle Mark 
abgerundet. 

F. 5. 

Wird gemäß F. 3 die Beiordnung eines Pfarrgehülfen verfügt, fo liegt 
die Beſoldung des Letzteren dem Geiſtlichen ob. 

Wird nach Abzug der dem Geiſtlichen dadurch entſtehenden Koſten das 
Dienſteinkommen (F. 7) unter den Betrag herabgemindert, welcher ihm als Ruhe— 
gehalt zukommen würde, wenn er zu derſelben Zeit in den Ruheſtand verſetzt 
wäre, ſo iſt der Fehlbetrag auf die Ruhegehaltskaſſe zu übernehmen. 

Das Landeskonſiſtorium iſt ermächtigt, mit Zuſtimmung des ſtändigen 
Ausſchuſſes der Landesſynode ausnahmsweiſe eine weitergehende Uebernahme der 
im Abf. 1 bezeichneten Koſten auf die Ruhegehaltskaſſe zu bewilligen. 


F. 6. 

Die Berechnung der Dienſtzeit erfolgt nach den für die Bewilligung von 
Alterszulagen maßgebenden Vorſchriften. 

Bezüglich der im $. 2 bezeichneten Geiſtlichen bleibt es dem Landeskonſiſtorium 
für den Einzelfall vorbehalten, Beſtimmung zu treffen, ob und inwieweit den 
Geiſtlichen auch diejenige Zeit auf ihr Dienſtalter in Anrechnung zu bringen iſt, 
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welche fie vor ihrem Eintritt in das im F. 2 bezeichnete Dienſtverhältniß im 
kirchlichen Dienſte oder in einem ſonſtigen Amte zugebracht haben. 

Die Dienſtzeit wird in allen Fällen bis zu dem Zeitpunkte berechnet, auf 
welchen die Verſetzung in den Ruheſtand endgültig verfügt wird. Dabei werden 
Zeiträume von einem halben Jahre und darüber für ein volles Jahr gerechnet. 


$. 7. 

Der Berechnung des Ruhegehalts wird das von dem Geiſtlichen zuletzt 
bezogene Dienſteinkommen nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungen zu Grunde 
elegt. 

5 I. Für die Inhaber der bei der Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geiſtliche 
verſicherten Pfarrſtellen gelten als Dienſteinkommen neben den unter IV und V 
bezeichneten Dienſtbezügen die Grundgehälter, Zuſchüſſe und Alterszulagen ſowie 
die nach §. 16 der Satzungen der Alterszulagekaſſe zu gewährenden Entſchädigungen. 

II. Für die Inhaber der bei der Alterszulagekaſſe nicht verſicherten Pfarr— 
ftellen wird der Berechnung des Dienſteinkommens der letzte amtliche Pfarrdienſt— 
anſchlag zu Grunde gelegt. Perſönliche Gehaltszulagen, welche einem Geiſtlichen 
auf ſeine Dienſtzeit oder auf die Dauer einer aus den Pfarreinkünften zu leiſtenden 
Abgabe bewilligt ſind, werden angerechnet, desgleichen auch ſonſtige auf Zeit ge— 
währte Gehaltszulagen, ſofern ihr Bezug nach Ermeſſen des Konſiſtoriums als 
ein dauernder anzunehmen iſt. 

III. Das Dienſteinkommen der im F. 2 bezeichneten Geiſtlichen kommt nur 
inſoweit in Anrechnung, als es auf Antrag der Betheiligten vom Landeskonſiſtorium 
als anrechnungsfähig bezeichnet worden iſt. 

IV. Die Dienſtwohnung, bei den unter das Kirchengeſetz vom 2. Juli 1898 
fallenden Pfarrſtellen einſchließlich des nach §. 13 Abſ. 3 dieſes Geſetzes als Zubehör 
gewährten Hausgartens, beziehungsweiſe eine etwa gewährte Miethsentſchädigung 
werden mit 400 Mark, jedoch bei Pfarrgehülfen, wenn fie keinen eigenen Haus: 
halt führen, mit 200 Mark berechnet. 

V. Einnahmen, welche ein Geiſtlicher in ſeiner Eigenſchaft als Super— 
intendent oder als Generalſuperintendent dauernd bezieht, werden angerechnet, 
ſoweit ſie nicht zur Beſtreitung von Dienſtaufwandskoſten beſtimmt ſind. 

VI. Sonſtige Einnahmen bleiben unberückſichtigt. 


$. 8. 

Die Verſetzung eines Geiſtlichen in den Ruheſtand (F. 1) und die Ent— 
ſcheidung darüber, ob und welches Ruhegehalt demſelben zuſteht oder in den 
Fällen des $. 1 Abſ. 2 zu bewilligen iſt, ſowie die Beiordnung eines Pfarr— 
gehülfen ($. 3), die Feſtſetzung der dieſem zu gewährenden Beſoldung wie des 
Geldwerths des als Beſoldungstheil etwa zu gewährenden freien Unterhalts, ferner 
die Feſtſetzung des im F. 5 Abſ. 2 bezeichneten Fehlbetrags erfolgt durch das 
Konſiſtorium. 


a 1 


Wird die Verſetzung in den Ruheſtand oder die Beiordnung eines Pfarr⸗ 
gehülfen nicht vom Geiſtlichen ſelbſt beantragt, fo iſt er oder der ihm etwa ge- 
richtlich beſtellte Vormund oder Pfleger vor der zu treffenden Entſcheidung zu 
hören. In allen Fällen muß die Anhörung des Geiſtlichen oder des Vormundes 
beziehungsweiſe Pflegers erfolgen über den Betrag des Ruhegehalts oder der von 
dem Geiſtlichen zu übernehmenden Beſoldung des Pfarrgehülfen. 

Auch dem Kirchenvorſtande der betheiligten Gemeinde muß in jedem Falle 
zu einer Aeußerung über die beabſichtigte Verſetzung in den Ruheſtand oder Bei— 
ordnung eines Pfarrgehülfen Gelegenheit gegeben werden. 

055 

Die Zahlung des Ruhegehalts erfolgt für jedes Kalenderviertelſahr am 
Beginne des dritten Monats bei der Ruhegehaltskaſſe oder auf Verlangen des 
Berechtigten auf deſſen Gefahr und Koſten durch die Poſt gegen Vorlegung 
gehörig beſcheinigter Quittung. 

$. 10. 

Bezieht ein in den Ruheſtand verſetzter Geiſtlicher in Folge anderweitiger 
Anſtellung in einem öffentlichen Amte oder in einer der im F. 2 Abſ. 1 bezeich— 
neten Stellungen ein Dienſteinkommen, ſo ruht das Recht auf Ruhegehalt in— 
ſoweit, als der Betrag des neuen Dienſteinkommens unter Hinzurechnung des 
Ruhegehalts den Betrag des von dem Geiſtlichen vor der Verſetzung in den 
Ruheſtand bezogenen Dienſteinkommens ($. 7) überſteigt. 


he 

Das Ruhegehalt eines Geiftlichen, welcher eine Wittwe oder eheliche Nach— 
kommen hinterläßt, wird noch für den auf den Sterbemonat folgenden Monat 
gezahlt. Anderenfalls hört der Bezug des Ruhegehalts mit Ablauf des Sterbe— 
monats auf. 

Die Zahlung des Ruhegehalts für den auf den Sterbemonat folgenden 
Monat kann auf Verfügung des Konſiſtoriums auch dann ſtattfinden, wenn der 
Verſtorbene Eltern, Geſchwiſter, Geſchwiſterkinder oder Pflegekinder, deren Ex 
nährer er geweſen iſt, in Bedürftigkeit hinterläßt, oder wenn der Nachlaß nicht 
ausreicht, um die Koſten der letzten Krankheit und der Beerdigung zu decken. 

An wen die vor dem Ableben des berechtigten Geiſtlichen nicht erhobenen 
und die nach Abſ. 1 und 2 noch zu leiſtenden Beträge zu zahlen find, beſtimmt 
das Konſiſtorium. 

$. 12. 

Die Wittwe eines in den Ruheſtand verſetzten Geiftlichen hat an dem mit 
der letzten Dienſtſtelle ihres verſtorbenen Ehemanns verbundenen Witthum dieſelben 
Rechte, welche ſie haben würde, wenn ihr Ehemann als Inhaber der Stelle 
verſtorben wäre, und zwar ſoll ſie gegenüber Wittwen ſpäter auf derſelben Stelle 
angeſtellter Geiſtlichen als erſte Wittwe gelten. Vorausſetzung iſt, daß die Ehe 
vor der Verſetzung in den Ruheſtand geſchloſſen war. 


ei 


13. 

Der Ruhegehaltskaſſe der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz Han— 

nover (F. 1) fließen folgende Einnahmen zu: 

1. die Zuſchüſſe, welche ihr aus Staatsfonds, beziehungsweiſe aus dem 
Hannoverſchen Kloſterfonds gewährt werden, ſowie etwaige ſonſtige Zu— 
wendungen, 

2. die Zinſen der bei ihr angeſammelten oder künftig anzuſammelnden 

Kapitalien, 

die dauernden Pfarrbeiträge (F. 14), 

die zeitweiligen Pfründenabgaben ($. 15), 

der Zuſchuß der Landesſynodalkaſſe (§. 16), 

die Beiträge der im F. 2 dieſes Geſetzes bezeichneten Anſtalten, Vereine, 
ausländiſchen Gemeinden, Predigerſeminare und dergleichen (§. 17). 

Das Kapitalvermögen der Ruhegehaltskaſſe iſt, ſoweit erforderlich, als 
Betriebsfonds zu verwenden, im Uebrigen aber als Reſervpefonds zu erhalten. 
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$. 14. 

Die in den $$. 1 und 2 bezeichneten Geiſtlichen, ferner die Hinterbliebenen 
derſelben, ſolange ſie die Gnadenzeit genießen, ſowie für die erledigten Pfarrſtellen 
die Pfarr- oder Vakanzkaſſen, find verpflichtet, nach Höhe des Dienſteinkommens, 
welches ſie beziehen (§. 7), einen fortlaufenden Jahresbeitrag (Pfarrbeitrag) an die 
Ruhegehaltskaſſe zu leiſten. 

Die Feſtſetzung der jeweiligen Höhe des beitragspflichtigen Dienſteinkommens 
erfolgt durch das Konſiſtorium. 

Der Pfarrbeitrag wird, wenn das Dienſteinkommen (F. 7) unter 2400 Mark 
jährlich beträgt, auf 1 Prozent, wenn es 2400 bis 3599 Mark jährlich beträgt, 
auf 1½ Prozent, wenn es 3 600 bis 4199 Mark jährlich beträgt, auf 2 Prozent, 
wenn es höher iſt, auf 2½ Prozent des durch 100 Mark theilbaren Geſammt— 
betrags berechnet. 

Dieſer für jedes Kalendervierteljahr an deſſen erſtem Tage fällige Pfarr⸗ 
beitrag iſt, unabhängig von der Auseinanderſetzung mit anderen Betheiligten, 
jedesmal von demjenigen, welchem in jenem Zeitpunkte das Dienſteinkommen 
zufließt, portofrei einzuzahlen. 

5. 

Vom Tage der Verſetzung eines Geiſtlichen in den Ruheſtand ab iſt von 
dem letzten anrechnungsfähigen Dienſteinkommen ($. 7) der Dienſtſtelle, ſoweit 
dasſelbe dauernd mit der Stelle verbunden iſt, 6 Jahre lang ein Viertel in einem 
nach Mark abgerundeten Betrage (Pfründenabgabe) an die Ruhegehaltskaſſe 
portofrei zu entrichten. 

Die Zahlung hat für die bei der Alterszulagekaſſe verſicherten Pfarrſtellen, 
ſowie für die Pfarrſtellen mit Gehaltsregulativen oder ähnlichen Einrichtungen 
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aus der Pfarrkaſſe beziehungsweiſe aus kirchlichen Gemeindemitteln, im Uebrigen 
aus den Pfarreinkünften zu erfolgen. 

Das Konſiſtorium beſtimmt Zeit und Art der jährlichen Erfüllung dieſer 
Verpflichtung. 

Erfolgt während der Dauer dieſer Verpflichtung auf derſelben Stelle eine 
weitere Verſetzung in den Ruheſtand, fo kommt mit Eintritt der neuen Ver— 
pflichtung die bisherige in Wegfall. 

Solange nach dem Tode eines in den Ruheſtand verſetzten Geiſtlichen an 
deſſen hinterbliebene Wittwe eine Stellenabgabe zu leiſten iſt, vermindert ſich die 
Pfründenabgabe um den Betrag der an die Wittwe abzugebenden Bezüge. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auf die im F. 2 bezeichneten Geiſt— 
lichen der ausländiſchen Gemeinden und deren Pfarrſtellen keine Anwendung. An 
Stelle der im Abſ. 1 bezeichneten Pfründenabgabe haben die ausländiſchen Ge— 
meinden einen dauernden Jahresbeitrag in Höhe von 2 Prozent des nach F. 7 
Nr. III anrechnungsfähigen Dienſteinkommens ihrer Geiſtlichen nach näherer Be— 
ſtimmung des Landeskonſiſtoriums an die Ruhegehaltskaſſe zu leiſten. Inſoweit 
dieſe Leiſtung nicht erfolgt, haben die Geiſtlichen dieſen Beitrag außer dem im 
$. 14 bezeichneten Pfarrbeitrag ihrerſeits zu entrichten. 


F. 16. 

Der Zuſchuß der Landesſynodalkaſſe zur Ruhegehaltskaſſe (F. 13 Ziffer 5) 
iſt nach Maßgabe des vorhandenen Bedürfniſſes alljährlich durch Beſchluß des 
Landeskonſiſtoriums mit Zuſtimmung des ſtändigen Ausſchuſſes der Landesſynode 
feſtzuſtellen und durch Beiträge der Bezirksſynodalkaſſen aufzubringen. 

Die Erhebung der Beiträge erfolgt nach dem von der Landesſynode mit 
Genehmigung der Kirchenregierung hierfür feſtgeſetzten Fuße und bis zu dem Zeit⸗ 
punkte, wo ſolche Feſtſetzung erfolgt, nach dem Fuße, welcher für die nach dem 
Kirchengeſetze, betreffend die Errichtung eines Landeskirchenfonds zur Abſtellung 
kirchlicher Nothſtände, vom 30. Mai 1894 zu erhebende Kirchenſteuer gilt. 


$. 17. 

Die im $. 2 dieſes Geſetzes bezeichneten Anſtalten, Vereine, ausländiſchen 
Gemeinden und Predigerſeminare ſind verpflichtet, für jeden der bei ihnen an- 
geſtellten Geiſtlichen einen vom Landeskonſiſtorium feſtzuſtellenden Jahreszuſchuß 
von 50 Mark an die Ruhegehaltskaſſe jährlich im voraus zu gewähren. In— 
ſoweit die Leiſtung dieſes Zuſchuſſes ſeitens der ausländiſchen Gemeinden nicht 
erfolgt, haben die betreffenden Geiſtlichen den Zuſchuß ihrerſeits zu entrichten. 


§. 18. i 
Die Ruhegehaltskaſſe wird vom Landeskonſiſtorium verwaltet. 
Das Landeskonſiſtorium hat jährlich die über die Ruhegehaltskaſſe geführte 
Rechnung, nachdem ſie revidirt iſt, dem ſtändigen Ausſchuſſe der Landesſynode 
zur Einſicht vorzulegen. 


S.19 ; 

In den Fällen des F. 8, §. 11 Abſ. 3, F. 14, $. 15 ſteht den Betheiligten 

gegen die Entſcheidung des Konſiſtoriums eine binnen vier Wochen nach der Zu 

ſtellung der betreffenden Verfügung des Konſiſtoriums zu erhebende Beſchwerde 
an das Landeskonſiſtorium zu, welches endgültig entſcheidet. 


$. 20. 

Iſt das nach Maßgabe dieſes Geſetzes bemeſſene Ruhegehalt geringer als 
das Ruhegehalt, welches dem Geiſtlichen hätte gewährt werden müſſen, wenn er 
beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes nach den bis dahin für ihn geltenden Be— 
ſtimmungen in den Ruheſtand verſetzt worden wäre, ſo wird dieſes letztere Ruhe⸗ 
gehalt an Stelle des erſteren bewilligt. 


2 
Den bereits in den Ruheſtand verſetzten Geiſtlichen, ſowie deren Wittwen 
und Abkömmlingen verbleiben ihre bisherigen Bezüge und Verpflichtungen mit 
der Maßgabe, daß die Vorſchrift des F. 9 dieſes Geſetzes Anwendung findet. 
Unberührt bleiben die bei Inkrafttreten dieſes Geſetzes nach Artikel VI des 
Kirchengeſetzes vom 19. Februar 1894 gegenüber der Ruhegehaltskaſſe bereits be— 
gründeten Anſprüche der Dienſtnachfolger der in den Ruheſtand verſetzten Geiſtlichen. 


§. 22. 

Verpflichtungen Dritter zur Gewährung von Leiſtungen in Fällen der Ver— 
ſetzung von Geiſtlichen in den Ruheſtand oder der Beiordnung eines Pfarrgehülfen 
werden durch dieſes Geſetz nicht berührt. 

Soweit hierdurch das Ruhegehalt oder die Beſoldung des Pfarrgehülfen 
($. 3) beſchafft wird, mindern ſich die Leiſtungen der Ruhegehaltskaſſe, beziehungs— 
weiſe des Geiſtlichen für den Pfarrgehülfen. 

Sind durch ſolche Verpflichtungen Dritter in Betreff der Geiſtlichen einer 
Kirchengemeinde oder Anſtalt diejenigen Leiſtungen, welche nach dieſem Geſetze 
der Ruhegehaltskaſſe obliegen, nach dem Ermeſſen des Landeskonſiſtoriums voll 
ſtändig geſichert, ſo ſind die betreffenden Geiſtlichen, wie die Kirchengemeinde, auf 
ihren Antrag von allen Zahlungen für die Ruhegehaltskaſſe frei zu laſſen. 


H. 23. 

Der Zeitpunkt, mit welchem dieſes Geſetz in Kraft tritt, wird durch König⸗ 
liche Verordnung beſtimmt. 

Mit dieſem Zeitpunkte treten, ſoweit nicht durch Hh. 20 und 21 Ausnahmen 
bedingt werden, alle den Vorſchriften dieſes Geſetzes entgegenſtehenden Beſtimmungen, 
insbeſondere die Emeritirungs-Ordnung vom 16. Juli 1873 (Geſetz-Samml. 
S. 386) und die dieſelbe abändernden Kirchengeſetze vom 2. Februar 1876 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 32), 30. Juni 1882 Geſetz-Samml. S. 330) und 19. Februar 1894 


> Se 


8 


Geſetz-Samml. S. 15), ſowie der $. 26 des Kirchengeſetzes, betreffend das Dienft- 


einkommen der Geiſtlichen, vom 2. Juli 1898 (Geſetz-Samml. S. 172) außer Kraft. 

Wo in den beſtehenden Geſetzen und Verordnungen auf dieſelben Bezug 
genommen wird, kommen die Beſtimmungen des gegenwärtigen Geſetzes zur An— 
wendung. 

$. 24. 

Das Landeskonſiſtorium wird mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Wiesbaden, den 15. Mai 1900. 


(L. S.) Wilhelm. 


Studt. 


(Fr. 10191.) Kirchengeſetz, betreffend die Vertretung der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der 
Provinz Hannover und der Bezirks-Synodalverbände der evangeliſch— 
lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover in vermögensrechtlichen Angelegen— 
heiten. Vom 24. Mai 1900. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ze. 


verordnen für die evangeliſch-lutheriſche Kirche der Provinz Hannover unter Zu— 
ſtimmung der Landesſynode, was folgt: 


I. Vertretung der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover. 
§. 1. 


Die evangeliſch-lutheriſche Kirche der Provinz Hannover wird als Rechts— 
perſönlichkeit in ihren vermögensrechtlichen Angelegenheiten durch das Landes— 
konſiſtorium vertreten. 

Soweit in den beſtehenden Kirchengeſetzen eine Mitwirkung der Landes— 
ſynode oder ihres ſtändigen Ausſchuſſes bei der Verwaltung landeskirchlichen Ver— 
mögens vorgeſehen iſt, behält es dabei ſein Bewenden. 

Schriftliche Willenserklärungen, welche die Landeskirche Dritten gegenüber 
rechtlich verpflichten, bedürfen der Unterſchrift des Präſidenten des Landeskon⸗ 
ſiſtoriums oder deſſen Stellvertreters und der Beidruckung des Amtsſiegels. 
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II. Vertretung der Bezirks⸗Synodalverbände, 
2 


Der Bezirks-Synodalausſchuß (F. 50 der Kirchenvorſtands- und Synodal⸗ 
ordnung vom 9. Oktober 1864) vertritt den Bezirks-Synodalverband in ver 
mögensrechtlichen Angelegenheiten. 

Zu jeder den Bezirks-Synodalverband verpflichtenden ſchriftlichen Willens: 
erklärung des Bezirks⸗Synodalausſchuſſes bedarf es der Unterſchrift des Vor: 
figenden oder deſſen Stellvertreters und zweier Beiſitzer des Synodalausſchuſſes 
ſowie der Beidruckung des Amtsſiegels. 


Die Beſchlüſſe des Bezirks-Synodalausſchuſſes im Falle des $. 2 bedürfen 
zu ihrer Gültigkeit der Genehmigung des Konſiſtoriums: 

1. bei dem Erwerbe, der Veräußerung oder dinglichen Belaſtung von 
Grundeigenthum, ſoweit der Erwerb nicht im Falle einer Zwangsver⸗ 
ſteigerung zur Sicherung in das Grundbuch eingetragener Forderungen 
nothwendig iſt;; a 
bei einer Verwendung des Bezirks-Synodalvermögens zu anderen als 
den beſtimmungsmäßigen Zwecken; 

3. bei neuen organiſchen Einrichtungen für kirchliche Zwecke ſowie bei 
Errichtung, Uebernahme oder weſentlicher Aenderung von Anſtalten für 
chriſtliche Liebesthätigkeit. 

Gegen Verfügungen des Konſiſtoriums, durch welche dasſelbe in den An— 
gelegenheiten des $. 3 die Genehmigung ertheilt oder verweigert, geht die binnen 
4 Wochen nach Zuſtellung der Verfügung des Konſiſtoriums bei dieſem anzu⸗ 
bringende Beſchwerde an das Landeskonſiſtorium, welches endgültig entſcheidet. 

Die Vorſchrift des $. 56 der Kirchenvorſtands- und Synodalordnung vom 
9. Oktober 1864 bleibt unberührt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Wiesbaden, den 24. Mai 1900. 


1 


(L. S.) Wilhelm. 
Studt. 


— 


(Nr. 10192.) Geſetz, betreffend die Vertretung der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Pro— 

N vinz Hannover und der Bezirks-Synodalverbände der evangeliſch-lutheriſchen 
Kirche der Provinz Hannover in vermögensrechtlichen Angelegenheiten. Vom 
25. Mai 1900. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, für 
die Provinz Hannover, was folgt: 


Artikel 1. 

Das Landeskonſiſtorium und der Bezirks⸗Synodalausſchuß üben die ihnen 
durch das Kirchengeſetz vom 24. Mai d. J. zugewieſenen Rechte bei Vertretung 
der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover und des Bezirks- 
Synodalverbandes in ihren vermögensrechtlichen Angelegenheiten, das Landes— 
konſiſtorium unbeſchadet der in dem vorſtehend erwähnten Kirchengeſetze vor— 
geſehenen Mitwirkung der Landesſynode oder ihres ſtändigen Ausſchuſſes bei der 
Verwaltung des kirchlichen Vermögens. 

Die Befugniß zur Aufnahme von Anleihen iſt darin nicht einbegriffen. 


Artikel 2. 

Die Beſchlüſſe des Landeskonſiſtoriums und des Bezirks-Synodalausſchuſſes 
und ihre die evangeliſch-lutheriſche Kirche der Provinz Hannover beziehungsweiſe 
den Bezirks⸗Synodalverband verpflichtenden ſchriftlichen Erklärungen werden 
Dritten gegenüber nach Maßgabe der Beſtimmungen der $$. 1 und 2 des im 
Artikel 1 erwähnten Kirchengeſetzes feſtgeſtellt. 

Artikel 3. 

Auf die Beſchlüſſe der kirchlichen Organe in den Fällen des Artikels 1 
findet $. 3 des Geſetzes vom 6. Mai 1885, betreffend Aenderungen der Kirchen— 
verfaſſung der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover (Gefeb- 
Samml. S. 135), Anwendung. 

Die hier vorgeſchriebene ſtaatliche Genehmigung iſt nicht erforderlich, wenn 
der Erwerb von Grundeigenthum im Falle einer Zwangsverſteigerung zur Siche— 
rung kirchlicher Forderungen erfolgt. f 
Alrkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Wiesbaden, den 25. Mai 1900. 


(L. S.) Wilhelm. 
dürft zu Hohenlohe. v. Miquel. v. Thielen. Frhr. v. Hammerſtein. 
Schönſtedt. Brefeld. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. Gr. v. Bülow. 
Tirpitz. Studt. Frhr. v. Rheinbaben. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 Geſetz-Samml. S. 357) g 
ſind bekannt gemacht: 
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das Allerhöchſte Privilegium vom 29. April 1896 zur Ausgabe auf den 
Inhaber lautender, mit Zinsſcheinen verſehener Hypothekenpfandbriefe und 
Kommunalobligationen durch die Hannoverſche Bodenkreditbank zu Hildes⸗ 
heim durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Hildesheim, Jahr— 
gang 1900 Nr. 22 S. 141, ausgegeben am 1. Juni 1900; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 27. Dezember 1899, durch welchen genehmigt 


worden iſt, daß das der Frankfurter Hypothekenbank zu Frankfurt a. M. 
ertheilte Allerhöchſte Privilegium zur Ausgabe von Inhaberpapieren auch 
unter den beſchloſſenen Statutenänderungen in Kraft bleibt, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Wiesbaden, Jahrgang 1900 Nr. 19 
S. 181, ausgegeben am 10. Mai 1900; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 2. April 1900, betreffend die Uebernahme 


des Baues und Betriebs von Kleinbahnen durch die Weſtfäliſche Landes— 
eiſenbahngeſellſchaft, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Arns— 
berg Nr. 19 S. 287, ausgegeben am 12. Mai 1900; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 4. April 1900, betreffend die Genehmigung 


einer Aenderung der Tarifſätze zu H. 143 des Reglements der Pommerſchen 
Landſchaft ſowie einer Ergänzung des Statuts der Pommerſchen land⸗ 
schaftlichen Darlehnskaſſe, durch die Amtsblätter 4 
der Königl. Regierung zu Stettin Nr. 18 S. 129, ausgegeben am 

4. Mai 1900, 
der Königl. Regierung zu Cöslin Nr. 18 S. 113, ausgegeben am 

3. Mai 1900, 
der Königl. Regierung zu Stralſund Nr. 18 S. 77, ausgegeben am 

3. Mai 1900, 


der Allerhöchſte Erlaß vom 7. Mai 1900, betreffend die Verleihung des 


Rechtes zur Chauſſeegelderhebung x. an den Kreis Waldenburg für die 
von ihm ausgebaute Chauſſee von Station 4,2 der MWaldenburg-Striegaw 
Maltſcher Provinzialchauſſee nach Station 1,1450 der Kreischauſſee Seiten- 
dorf-Seifersdorf, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Breslau 
Nr. 22 S. 208, ausgegeben am 2. Juni 1900. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


